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1. Kapitel: Einleitung 

A. Verfassung und parlamentarische Geschäftsordnung 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer Staat, in dem das 
vom Volk direkt gewählte Parlament systembestimmend ist. Es ist zusammen 
mit den übrigen am Gesetzgebungsverfahren beteiligten Verfassungsorganen 
das wesentliche Rechtssetzungsorgan dieser Republik. Durch Beschlüsse des 
Parlaments wird Recht in Form von Gesetzen erzeugt und damit politische 
Macht in Recht umgesetzt. 1 Deshalb könnte man bei unbefangener Betrachtung 
annehmen, daß dem Verfahren des Parlaments, d.h. dem Umsetzungsprozeß 
von Macht in Recht, das vordringliche Interesse der Staatsrechtswissenschaft 
gilt. Das ist indessen nicht so. Die große wissenschaftliche Anziehungskraft 
geht von den Verfassungen aus, "an denen gemessen Geschäftsordnungen wie 
lästige Fußnoten eines großen staatspolitischen Konzepts wirken".2 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer Staat, in dem das 
vom Volk direkt gewählte Parlament systembestimmend ist. Es ist zusammen 
mit den übrigen am Gesetzgebungsverfahren beteiligten Verfassungsorganen 
das wesentliche Rechtssetzungsorgan dieser Republik. Durch Beschlüsse des 
Parlaments wird Recht in Form von Gesetzen erzeugt und damit politische 
Macht in Recht umgesetzt.3 Deshalb könnte man bei unbefangener Betrachtung 
annehmen, daß dem Verfahren des Parlaments, d.h. dem Umsetzungsprozeß 
von Macht in Recht, das vordringliche Interesse der Staatsrechtswissenschaft 
gilt. Das ist indessen nicht so. Die große wissenschaftliche Anziehungskraft 

1 Adamietz, Buchbesprechung Achterberg, Parlamentsrecht, KJ 1986, 221; DiFabio, Parlament 
und Parlamentsrecht, Der Staat 29 (1990), 599. 

2 Lammert, Die Geschäftsordnungen deutscher Parlamente seit 1848, Einführung S.lO; in 
demselben Sinne Schneider, Die Bedeutung der Geschäftsordnungen oberster Verfassungsorgane 
für das Verfassungsleben, Festgabe Smend, 303, 304 u. 306. 

3 Adamietz, Buchbesprechung Achterberg, Parlamentsrecht, KJ 1986,221; DiFabio, Parlament 
und Parlamentsrecht, Der Staat 29 (1990), 599. 
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geht von den Verfassungen aus, "an denen gemessen Geschäftsordnungen wie 
lästige Fußnoten eines großen staatspolitischen Konzepts wirken".4 

Die geringe Auseinandersetzung mit dem Verfahrensrecht des Parlaments5 

steht dabei im kra~sen Gegensatz zu der intensiven Bearbeitung und Durch-
dringung, die insbesondere das Verfahrensrecht der rechtsprechenden Gewalt 
seit jeher erfahren hat.6 Für die gerichtlichen Verfahrensordnungen ist aner-
kannt, daß sie eine wesentliche Rahmenbedingung für die Verwirklichung des 
materiellen Rechts bilden. Daß dies in gleichem Maße für die Verfahrensord-
nungen der Legislative gilt, belegt ein Beispiel aus der jüngeren deutschen 
Geschichte. 

Angesprochen sind damit die Ereignisse kurz vor der Verabschiedung des 
Ermächtigungsgesetzes am 23.03.1933.7 Bei dem Ermächtigungsgesetz handelt 
es sich um ein verfassungsändemdes Gesetz. Art. 76 der Weimarer Reichsver-
fassung erforderte für das Zustandekommen verfassungsändernder Gesetze die 
Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Reichstagsmitglieder, wobei 
insgesamt mindestens zwei Drittel der gesetzlichen Mitglieder anwesend sein 
mußten. Aufgrund der Stimmenverhältnisse nach den Reichtstagswahlen vom 
5. März 1933 hätte ein Fernbleiben der Abgeordneten der Sozialdemokraten 
und der Zentrumspartei oder auch nur der Bayerischen Volkspartei zusammen 
mit der zwangsläufigen Abwesenheit der bereits verhafteten kommunistischen 
Abgeordneten die Beschlußunfähigkeit des Reichstages für ein verfassungsän-
derndes Gesetz bewirkt.s Um dem entgegenzuwirken, verständigten sich die die 
Regierung bildenden Fraktionen von NSDAP und Deutschnationaler 
Volkspartei kurz vor der Abstimmung über das Gesetz im Reichstag dahin, vor 
der Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz die Geschäftsordnung des 
Reichstages in dem Sinne zu ändern, daß als anwesend auch die unentschuldigt 
fehlenden Abgeordneten gelten sollten.9 Entsprechend diesem Vorschlag 

4 Lammert, Die Geschäftsordnungen deutscher Parlamente seit 1848, Einführung S.lO; in 
demselben Sinne Schneider, Die Bedeutung der Geschäftsordnungen oberster Verfassungsorgane 
für das Verfassungsleben, Festgabe Smend, 303, 304 u. 306. 

5 Als umfassende Darstellung liegt seit 1984 das Parlamentsrecht von Norbert Achterberg vor. 
6 Das gilt - wenn auch nicht in gleichem Umfang - auch für das Verfahrensrecht der Exekutive 

(Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Länder). 
7 Offiziell heißt das Ermächtigungsgesetz "Gesetz 7llr Behebung der Not von Volk und Reich" 

v. 24. März 1933, RGBI. I. 1933, S. 141. 
8 Schneider, Die Bedeutung der Geschäftsordnungen oberster Verfassungsorgane für das 

Verfassungsleben, Festgabe Smend, 303, 315. 
9 Schneider, Die Bedeutung der Geschäftsordnungen oberster Verfassungsorgane für das 

Verfassungsleben, Festgabe Smend, 303, 316f. 
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wurde ein Antrag zur Änderung der Geschäftsordnung des Reichstages einge-
bracht, der die Einfügung eines neuen § 2 a sowie die Ergänzung des § 98 
Abs. 3 vorsah. Der § 2 a legte fest, daß der Reichstagsprnsident jeden 
Abgeordneten bis zu 60 Sitzungstagen von der Teilnahme an den 
Reichstagsverhandlungen ausschließen konnte, wenn dieser ohne beurlaubt 
oder erkrankt zu sein, an den Arbeiten des Reichstages nicht teilnahm. Über die 
Urlaubserteilung sollte allein der Reichstagspräsident entscheiden. § 98 Abs. 3 
bestimmte, daß auch diejenigen Mitglieder des Reichstages als anwesend gel-
ten sollten, die nach § 2 a ausgeschlossen werden konnten, aber noch nicht aus-
geschlossen waren. 

Mit diesen Änderungen wurde den Oppositionsfraktionen die Möglichkeit 
genommen, die Verabschiedung des Ermächtigungsgesetzes durch Herbeifüh-
rung der Beschlußunfähigkeit des Reichstages zu verhindern. 10 Bei den Bera-
tungen der Geschäftsordnungsänderung im Geschäftsordnungsausschuß wi-
dersprachen nur die sozialdemokratischen Ausschußmitglieder mit der Begrün-
dung, daß sie unverblümt auf die Verhinderung von Obstruktion ziele, Ob-
struktion aber zu den anerkannten parlamentarischen Kampfmiueln gehöre und 
damit die Änderung der Geschäftsordnung letztendlich eine Preisgabe des 
parlamentarischen Systems und eine Umgestaltung des formellen und materi-
ellen Verfassungsrechts bedeute. ll Die Nationalsozialisten ließen daraufhin 
durch den Geschäftsordnungsausschuß feststellen, daß eine Verfas-
sungsänderung durch Geschäftsordnungsänderung überhaupt nicht möglich 
sei. 12 Am 23. März 1933 wurde dem Reichstag zunächst der Geschäfts-
ordnungsänderungsantrag zur Abstimmung vorgelegt und nur gegen die Stim-
men der Sozialdemokraten verabschiedet. Danach wurde das Ermächtigungs-
gesetz zur Abstimmung gestellt und beschlossen.13.14 Das Beispiel macht 

10 Schneider, Die Bedeutung der Geschäftsordnungen oberster Verfassungs organe für das 
Verfassungsleben, Festgabe Smend, 303, 316f. 

11 Schneider, Die Bedeutung der Geschäftsordnungen oberster Verfassungsorgane für das 
Verfassungsleben, Festgabe Smend, 303, 317. 

12 Schneider, Die Bedeutung der Geschäftsordnungen oberster Verfassungsorgane für das 
Verfassungsleben, Festgabe Smend, 303, 317. 

13 Das ErmächtiglDlgsgesetz trat am 24. März 1933 in Kraft, § 5 des Gesetzes. 
14 Ein gegenläufiges Beispiel weist die Geschichte des preußischen .. Landtages auf. Dort wurde 

im Jahre 1932 unmittelbar vor Ablauf der Wahlperiode, durch eine Anderung der Geschäftsord-
nungsvorschriften über die Wahl des Ministerpräsidenten versucht, die Machtübernahme der 
Nationalsozialisten 211 erschweren; vgl. die hierm ergangene Entscheidung des Staatsgerichtshofs 
für das Deutsche Reich v. 20.12.1932, RGZ 139, Anhang S. 17ff; siehe ferner Pietzcker, Schichten 
des Parlamentsrechts: Verfassung, Gesetze und GeschäftsordnlDlg, in: SchneiderIZeh, Parla-
mentsrecht und Parlamentspraxis, § 10 Rdnm. 3Of, S. 349f; Schneider, Die Bedeutung der Ge-
schäftsordnungen oberster Verfassungsorgane für das Verfassungsleben, Festgabe Smend, 303, 
313. 
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